
ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 16. April 2008

über die staatliche Beihilfe C 13/07 (ex NN 15/06 und N 734/06), die Italien zugunsten von New
Interline gewährt hat

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2008) 1321)

(Nur der italienische Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/697/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 88 Absatz 2 Unterab­
satz 1,

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts­
raum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a,

nach Aufforderung der Beteiligten zur Stellungnahme gemäß
den genannten Bestimmungen (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

1. VERFAHREN

(1) Italien meldete mit Schreiben vom 23. Februar 2006 bei
der Kommission eine Rettungsbeihilfe zugunsten von
New Interline S.p.A. (nachstehend „New Interline“ ge­
nannt) an. Diese — unter der Nummer NN 15/06 regist­
rierte — Beihilfe war bereits am 13. Februar 2006, d. h.
vor der Anmeldung, gewährt worden. Die Kommission
ersuchte mit Schreiben vom 4. April 2006 um ergän­
zende Informationen; Italien antwortete mit Schreiben
vom 29. Mai 2006. Mit Schreiben vom 28. Juli 2006
erbat die Kommission weitere Informationen; Italien ant­
wortete mit Schreiben vom 5. Oktober 2006 und 6. No­
vember 2006.

(2) Am 10. November 2006 meldete Italien einen Umstruk­
turierungsplan für New Interline an, der unter der Num­
mer N 734/06 registriert wurde. Die Kommission er­
suchte mit Schreiben vom 22. Dezember 2006 erneut
um ergänzende Informationen; Italien antwortete mit
Schreiben vom 6. März 2007.

(3) Mit Schreiben vom 25. April 2007 setzte die Kommis­
sion Italien von ihrer am 24. April 2007 erlassenen Ent­

scheidung in Kenntnis, die von Italien gewährte Rettungs­
beihilfe zugunsten von New Interline für einen Zeitraum
von sechs Monaten als mit dem Gemeinsamen Markt
vereinbar zu erklären. Dagegen hatte die Kommission
entschieden, wegen der Verlängerung der Rettungsbeihilfe
über den Sechsmonatszeitraum hinaus sowie wegen der
Umstrukturierungsbeihilfe das förmliche Prüfverfahren
gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten.

(4) Die Entscheidung der Kommission wurde im Amtsblatt
der Europäischen Union veröffentlicht. Die Kommission
forderte die Beteiligten zur Stellungnahme auf. Die Betei­
ligten übermittelten jedoch keinerlei Informationen.

(5) Mit Schreiben vom 30. Mai 2007 setzten die italieni­
schen Behörden die Kommission davon in Kenntnis,
dass New Interline in freiwillige Liquidation gegangen
war und dass sie beabsichtigten, die Anmeldung der Um­
strukturierungsbeihilfe zurückzunehmen. Mit Schreiben
vom 9. Oktober 2007 bestätigten die italienischen Be­
hörden die Rücknahme dieser Anmeldung.

(6) Mit Schreiben vom 16. November 2007 ersuchte die
Kommission Italien, nähere Angaben zum Verfahren
der freiwilligen Liquidation und insbesondere zu den Fol­
gen für die Gläubiger von New Interline zu machen.
Italien antwortete mit Schreiben vom 28. Januar 2008.

2. RETTUNGSBEIHILFE

(7) Bei der Rettungsbeihilfe handelt es sich um eine Bürg­
schaft, die das italienische Ministerium für wirtschaftliche
Entwicklung für ein Bankdarlehen in Höhe von 2,75 Mio.
EUR übernommen hat. Die Bürgschaft wurde ursprüng­
lich für einen Zeitraum von sechs Monaten, und zwar
vom 6. März 2006 bis zum 6. September 2006, über­
nommen. Die Kommission wurde jedoch davon in
Kenntnis gesetzt, dass die Bürgschaft am Ende dieses
Zeitraums nicht ausgelaufen ist.
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(8) Gemäß Randnummer 25 Buchstabe c der Leitlinien der
Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur Rettung und
Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkei­
ten (1) (nachstehend „Leitlinien“ genannt) muss der betref­
fende Mitgliedstaat im Falle nicht angemeldeter Beihilfen
innerhalb von sechs Monaten nach der erstmaligen An­
wendung der Beihilfemaßnahme entweder einen Um­
strukturierungsplan oder einen Liquidationsplan vorlegen
oder aber den Nachweis erbringen, dass das Darlehen
vollständig zurückgezahlt und/oder die Bürgschaft ausge­
laufen ist.

(9) Die Kommission wies in ihrer Entscheidung vom 24. Ap­
ril 2007 darauf hin, dass die Rettungsbeihilfe am Ende
des ursprünglichen Sechsmonatszeitraums nicht aufgeho­
ben worden war und dass Italien innerhalb dieser Frist
keinen Umstrukturierungsplan vorgelegt hatte. In der
Entscheidung stellte die Kommission jedoch fest, dass
die Beihilfe als Rettungsbeihilfe für einen Zeitraum von
sechs Monaten mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar
war, da sie alle Voraussetzungen der Leitlinien — mit
Ausnahme der Voraussetzung der Randnummer 25
Buchstabe c — erfüllte. Da die Rettungsbeihilfe jedoch
über den ursprünglichen Sechsmonatszeitraum hinaus
verlängert wurde, hatte die Kommission Zweifel hinsicht­
lich ihrer Vereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt
und entschied, das Verfahren nach Randnummer 27
der Leitlinien einzuleiten (2).

(10) In der vorgenannten Entscheidung wies die Kommission
ferner darauf hin, dass sie prüfen werde, ob die rechts­
widrig verlängerte Beihilfe gemäß Randnummer 20 der
Leitlinien aus anderen Gründen als mit dem Gemeinsa­
men Markt vereinbar erklärt werden könne. Gemäß die­
ser Randnummer hätte die Rettungsbeihilfe gegebenen­
falls als Umstrukturierungsbeihilfe angesehen werden
können.

(11) Allerdings nahm Italien später die Anmeldung der Um­
strukturierungsbeihilfe zurück. Dadurch kann die Kom­
mission ihre Entscheidung nunmehr weder auf Elemente
wie insbesondere einen Umstrukturierungsplan stützen,
die die Wiederherstellung der langfristigen Rentabilität
gewährleisten, noch auf Ausgleichsmaßnahmen, die die
nachteiligen Auswirkungen der Beihilfe abschwächen;
aufgrund solcher Elemente hätte die rechtswidrig verlän­
gerte Rettungsbeihilfe als mit dem Gemeinsamen Markt
vereinbare Umstrukturierungsbeihilfe angesehen werden
können.

(12) Die Kommission gelangt somit zu dem Schluss, dass die
von den italienischen Behörden übernommene Bürgschaft
für New Interline über 2,75 Mio. EUR gemäß den Leit­
linien nicht mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar ist,
da sie über den 6. September 2006 hinaus verlängert
wurde.

Rückforderung der Rettungsbeihilfe

(13) Italien muss folglich die Rettungsbeihilfe in Höhe von
2,75 Mio. EUR von dem begünstigten Unternehmen
New Interline zurückfordern.

(14) Diesbezüglich setzte Italien die Kommission mit Schrei­
ben vom 28. Januar 2008 davon in Kenntnis, dass der
gesamte Darlehensbetrag einschließlich Zinsen am 4. Mai
2007 nicht von New Interline, sondern von den italieni­
schen Behörden der Banca Antonveneta, die das staatlich
verbürgte Darlehen gewährt hatte, zurückgezahlt worden
war. Im Rahmen des Verfahrens der freiwilligen Liquida­
tion forderten die italienischen Behörden am 7. Juni
2007 die Avvocatura Distrettuale di Bari auf, die erfor­
derlichen Maßnahmen zur Befriedigung der Forderungen
des Staates gegenüber dem Unternehmen einzuleiten.

(15) Am 18. November 2007 stellte New Interline beim Tri­
bunale di Bari einen Antrag auf Einleitung eines Ver­
gleichsverfahrens („procedura di concordato preventivo“),
das die Befriedigung der Forderungen der Gläubiger unter
richterlicher Aufsicht ermöglicht. Ein solches Verfahren
kann die Fortführung der Betriebstätigkeit des Unterneh­
mens zur Folge haben.

(16) Zum jetzigen Zeitpunkt ist das Ergebnis des Vergleichs­
verfahrens nicht absehbar. In jedem Fall sollte Italien
seine Forderungen im Rahmen des wie auch immer ge­
arteten Insolvenzverfahrens sofort anmelden.

(17) Sollte der Ausgang eines solchen Verfahrens die Fortfüh­
rung der Betriebstätigkeit von New Interline zur Folge
haben, weist die Kommission auf Randnummer 67 der
Bekanntmachung „Rechtswidrige und mit dem Gemein­
samen Markt unvereinbare staatliche Beihilfen: Gewähr­
leistung der Umsetzung von Rückforderungsentscheidun­
gen der Kommission in den Mitgliedstaaten“ (3) (nachste­
hend „Rückforderungsbekanntmachung“ genannt) hin,
wonach die für die Durchführung der Entscheidung ver­
antwortlichen italienischen Behörden dem Plan zur Fort­
führung der Betriebstätigkeit nur zustimmen dürfen,
wenn die Beihilfe innerhalb der in der Rückforderungs­
entscheidung der Kommission gesetzten Frist in voller
Höhe zurückgezahlt wird. Wird die rechtswidrige Beihilfe
nicht sofort und vollständig zurückgezahlt, so darf der
Mitgliedstaat weder auf einen Teil seines Rückforderungs­
anspruchs verzichten, noch eine andere Lösung akzeptie­
ren, die nicht die sofortige Einstellung der Betriebstätig­
keit des Beihilfeempfängers zur Folge hätte. Ohne die
vollständige Rückzahlung der rechtswidrigen Beihilfe
müssen sich die italienischen Behörden innerhalb der
Frist für die Durchführung dieser Entscheidung mit allen
ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln der Fortführung
der Betriebstätigkeit von New Interline widersetzen.
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(18) Zudem ist darauf hinzuweisen, dass der Mitgliedstaat,
solange die Beihilfe nicht in voller Höhe zurückgezahlt
worden ist, gemäß Randnummer 68 der Rückforderungs­
bekanntmachung im Falle einer Liquidation jede Übertra­
gung von Aktiva abzulehnen hat, die nicht unter Markt­
bedingungen und/oder in einer solchen Art und Weise
erfolgt, dass die Rückforderungsentscheidung umgangen
wird. Damit es zu einer „ordnungsgemäßen Übertragung
von Aktiva“ kommt, muss der Mitgliedstaat sicherstellen,
dass der durch die Beihilfe bewirkte unlautere Vorteil
nicht auf den Erwerber der Aktiva übertragen wird.
Dazu kann es kommen, wenn die Aktiva des ursprün­
glichen Beihilfeempfängers zu einem unter ihrem Markt­
wert liegenden Preis an einen Dritten verkauft oder auf
ein Nachfolgeunternehmen übertragen werden, das ge­
gründet wird, um die Rückzahlungsanordnung zu um­
gehen. In einem solchen Fall muss der Adressatenkreis
der Rückzahlungsanordnung auf diesen Dritten ausgewei­
tet werden.

3. UMSTRUKTURIERUNGSBEIHILFE

(19) Die Kommission stellt fest, dass der betreffende Mitglied­
staat gemäß Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr.
659/1999 des Rates vom 22. März 1999 über besondere
Vorschriften für die Anwendung von Artikel 93 des EG-
Vertrags (1) die Anmeldung zurücknehmen kann, bevor
die Kommission eine Entscheidung über die betreffende
Beihilfe erlassen hat. In Fällen, in denen die Kommission
das förmliche Prüfverfahren bereits eingeleitet hat, wird
dieses Verfahren eingestellt.

(20) Italien hat die Anmeldung der Umstrukturierungsbeihilfe
in Höhe von 4,75 Mio. EUR mit Schreiben vom 9. Okto­
ber 2007 zurückgenommen. Nach den vorliegenden In­
formationen wurde die Umstrukturierungsbeihilfe nicht
ausgezahlt.

(21) Folglich ist das mit der Entscheidung vom 24. April
2007 eingeleitete förmliche Prüfverfahren einzustellen,
da es aufgrund der Rücknahme der Anmeldung gegen­
standslos geworden ist, soweit es die von Italien ange­
meldete Umstrukturierungsbeihilfe zugunsten von New
Interline betrifft —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Rettungsbeihilfe in Form einer staatlichen Bürgschaft in
Höhe von 2,75 Mio. EUR, die Italien unter Verletzung des
Artikels 88 Absatz 3 EG-Vertrag rechtswidrig zugunsten von
New Interline S.p.A. gewährt hat, ist insoweit mit dem Gemein­

samen Markt unvereinbar, als sie über den 6. September 2006
hinaus verlängert wurde.

Artikel 2

(1) Italien fordert die in Artikel 1 genannte Beihilfe vom
Begünstigten zurück.

(2) Der Rückforderungsbetrag umfasst Zinsen, die von dem
Zeitpunkt, ab dem die Beihilfe dem Begünstigten zur Verfügung
stand, bis zu deren tatsächlicher Rückzahlung berechnet werden.

(3) Die Zinsen werden gemäß Kapitel V der Verordnung (EG)
Nr. 794/2004 nach der Zinseszinsformel berechnet.

Artikel 3

(1) Die in Artikel 1 genannte Beihilfe wird sofort und tat­
sächlich zurückgefordert.

(2) Italien stellt sicher, dass diese Entscheidung binnen vier
Monaten nach ihrer Bekanntgabe umgesetzt wird.

Artikel 4

(1) Italien übermittelt der Kommission binnen zwei Monaten
nach Bekanntgabe dieser Entscheidung die folgenden Informa­
tionen:

a) Gesamtbetrag (Hauptforderung und Zinsen), der vom Be­
günstigten zurückzufordern ist;

b) ausführliche Beschreibung der Maßnahmen, die ergriffen
wurden bzw. beabsichtigt sind, um dieser Entscheidung
nachzukommen;

c) Unterlagen, aus denen hervorgeht, dass an den Begünstigten
eine Rückzahlungsanordnung ergangen ist.

(2) Italien unterrichtet die Kommission über den Fortgang
seiner Maßnahmen zur Umsetzung dieser Entscheidung, bis
die Rückzahlung der in Artikel 1 genannten Beihilfe abgeschlos­
sen ist. Auf Anfrage der Kommission legt Italien unverzüglich
Informationen über die Maßnahmen vor, die ergriffen wurden
bzw. beabsichtigt sind, um dieser Entscheidung nachzukommen.
Ferner übermittelt Italien ausführliche Angaben über die Beihil­
febeträge und die Zinsen, die vom Begünstigten bereits zurück­
gezahlt wurden.

Artikel 5

Das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag, das mit der
Entscheidung der Kommission vom 24. April 2007 eingeleitet
wurde, wird in Bezug auf die Umstrukturierungsbeihilfe
(ex N 734/06) eingestellt, da die Anmeldung am 9. Oktober
2007 zurückgenommen wurde.
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Artikel 6

Diese Entscheidung ist an die Italienische Republik gerichtet.

Brüssel, den 16. April 2008

Für die Kommission
Neelie KROES

Mitglied der Kommission
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